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Vorwort 
 
 
Seit Beginn der Verbandsarbeit im Jahr 1992 wurden im Vorfeld von richtungsweisenden 
Entscheidungen der Verbandsgremien themenbezogene Symposien mit Vertretern der 
Städte und Gemeinden im Großraum Braunschweig, mit den jeweiligen Fachbehörden sowie 
mit Vertretern der Raum- und Regionalwissenschaften durchgeführt. Gleichzeitig hat sich der 
Zweckverband Großraum Braunschweig an Forschungswettbewerben beteiligt, um hieraus 
Rückschlüsse für die Verbandsarbeit ziehen zu können. 
 
In den nächsten Jahren steht eine Änderung und Ergänzung des Regionalen Raumord-
nungsprogrammes an, sodass erneut Grundsatzfragen der zukünftigen Raumentwicklung zu 
diskutieren und vor allem zu kommunizieren sind. 
 
Aus diesem Anlass wurde am 26.08.2010 in Anlehnung an das stadtregionale Forschungs-
projekt „STADT+UM+LAND 2030“ aus dem Jahr 2003 ein Symposium mit Vertretern aus 
Politik, Wirtschaft und Verwaltung durchgeführt, das Gelegenheit bot, eine Zwischenbilanz zu 
ziehen und die unterschiedlichen Zukunftsperspektiven der räumlichen Entwicklung zu hin-
terfragen. Mit dem Symposium wurde der bisherige Erste Verbandsrat Ulrich Kegel nach 
insgesamt mehr als achtzehnjähriger Tätigkeit beim Zweckverband Großraum Braunschweig 
als Abteilungsleiter Regionalplanung und allgemeiner Vertreter des Verbandsdirektors in den 
Ruhestand versetzt. 
 

        
   Helmut Kuhlmann         Hennig Brandes 
    Vorsitzender der        Verbandsdirektor 
Verbandsversammlung 
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Zur Zukunftsorientierung des Zweckverbandes  
Großraum Braunschweig 
Hennig Brandes, Verbandsdirektor 
 
Nach Begrüßung der anwesenden Vertreterinnen und Vertreter aus Landes- sowie Kommu-
nalpolitik, Verwaltung und Wirtschaft wird zunächst die kooperative und lösungsorientierte 
Arbeitsweise des Zweckverbandes Großraum Braunschweig betont. Dabei wird an Projekte 
wie den Neubau der Bundesstraße 4 zwischen Braunschweig und Gifhorn oder an das nach 
wie vor aktuelle Thema der Planung von Vorrangstandorten für die Windenergienutzung er-
innert. Immer stand und steht eine „raumverträgliche“ Lösung des jeweiligen Projektes im 
Mittelpunkt der Verhandlungen bzw. der Abwägung. 
 
Was die Zukunftsorientierung des Zweckverbandes Großraum Braunschweig betrifft kann 
diese nicht erörtert werden, ohne auf das  Thema der Regionalisierung bzw. einer zukünfti-
gen Neuordnung der Kommunal- und Verwaltungsstrukturen einzugehen. Fast täglich sind 
der Presse hierzu Einlassungen von Entscheidungsträgern aus dem Braunschweiger Land 
zu entnehmen. Das dabei erkennbare Meinungsbild geht weit auseinander und bei dieser 
Gelegenheit wird auch über die Zukunft des Zweckverbandes Großraum Braunschweig ge-
sprochen. Da gibt es Äußerungen, der Zweckverband sei nicht leistungsfähig, andere wie-
derum möchten dem Verband am liebsten sofort konkrete Aufgaben per Landesgesetz zu-
weisen. Somit ist der Verband in die Regionalisierungsdiskussion eingebunden und nimmt 
daran teil. 
 
Andere wiederum, die in der Vergangenheit für eine Aufgabenbündelung beim Zweckver-
band eingetreten sind, halten heute eine wie auch immer geartete Aufgabenzuweisung an 
den Verband für obsolet und befürworten eine umfassende Regionsbildung nach der nächs-
ten Landtagswahl 2013 durch die Landesregierung. So ändern sich im Laufe der Debatte 
manchmal die Meinungen.  
 
Wie dem auch sei, wir sollten uns auf jeden Fall Gedanken machen, wie wir uns unsere 
kommunale Gebietsstruktur im Raum Braunschweig vorstellen. Wir sollten das diskutieren 
und wenn es uns gelingt, eine fundierte, aber auch politisch machbare Position zu finden, die 
von einer möglichst breiten und einflussreichen Basis getragen und auch öffentlich vertreten 
wird, so dass die Bürger sie auch verstehen, dann wird der Zweckverband an der Neuge-
staltung der Region aktiv teilnehmen können und wollen. Eine solche Position sollte dann 
auch gegenüber dem Land aus der Region heraus gemeinsam vertreten werden, denn nur 
so besteht die Chance, an den Entscheidungsprozessen des Landes teilzunehmen und 
keine Lösung übergestülpt zu bekommen. 
 
Die Diskussion über die regionale Zukunft kann aber nicht nur über die Presse geführt wer-
den, wichtiger ist es, dass sich verantwortliche und zuständige Entscheidungsträger in Run-
den wie dieser oder im Zusammenwirken mit den politischen Gremien und mit den Parteien 
treffen und gemeinsam nach Lösungen suchen. Wir sollten unsere Zukunft im „Braun-
schweiger Land“ selbst gestalten und - wie es hier Tradition ist - selbstbewusst vertreten. 
Nun noch zum Verband selbst. Wir sind zur Zeit ein Zweckverband mit zwei ganz konkreten 
Aufgaben, der Regionalplanung und dem Management des öffentlichen Regionalverkehrs 
auf Schiene und Straße. Mit nur 25 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erledigen wir diese 
Aufgaben sehr effektiv. Vielfach ist es ja so, dass das, was gut funktioniert als selbstver-
ständlich wahrgenommen wird. Um so lauter ist der Protest, wenn einmal etwas nicht er-
wartungsgemäß läuft.  
 
Der öffentliche Personennahverkehr in der Region funktioniert gut. Wir haben einen Tarifver-
bund, der nachweislich zu Fahrgastzuwächsen geführt hat und eine hohe Akzeptanz in der 
Bevölkerung genießt. Schwieriger ist es zur Zeit beim RegioStadtBahn-Projekt, dessen Nut-
zen-Kosten-Verhältnis aufgrund neuer externer Einflüsse eine Neuorientierung erfordert. Wir 
werden dieses Projekt  in jedem Fall ordnungsgemäß zum Abschluss bringen und am Ende 
sehen, ob es realisiert werden kann oder nicht.  
 
Auch mit unserer zweiten Aufgabe, der Regionalplanung, können wir uns sehen lassen und 
genießen hier und auch über die Region hinaus einen hervorragenden Ruf. Wir verfügen 
über ein gutes Regionales Raumordnungsprogramm. Wir haben zahlreiche Raumordnungs-
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verfahren qualifiziert erledigt, das bringt uns viel Anerkennung selbst von Bedenkenträgern 
unterschiedlichster Art.  
 
Während über die zukünftige regionale Zusammenarbeit viele Diskussionen stattfinden, wird 
diese Zusammenarbeit beim Zweckverband in den genannten Aufgabengebieten bereits 
erfolgreich praktiziert. Wie geht es nun aber mit dem Zweckverband weiter? Da gibt es 
Chancen und Risiken. Zu den Risiken gehört das RegioStadtBahn-Projekt. Wir müssen rea-
listisch bleiben und in den kommenden Wochen und Monaten alles tun, dieses Projekt zur 
abschließenden Entscheidung zu führen. Letztlich entscheiden aber die Zahlen. Die Investiti-
ons- und Betriebskosten müssen transparent dargestellt werden, erst dann kann eine solche 
weitreichende Entscheidung natürlich auch in enger Abstimmung mit der Landesregierung 
getroffen werden. 
 
Der Verbundtarif ist zwar ein Erfolgsmodell, gleichwohl gibt es aus Sicht einiger Verbundpart-
ner, den Verkehrsunternehmen, Schieflagen der Ertragsituation und beim internen Verlust-
ausgleich. Wir werden  alles daran setzen, um diesen Tarifverbund, dieses Erfolgsmodell zu-
kunftsfest zu machen. Es müssen aber dazu alle an einem Strang ziehen, der Zweckverband 
allein kann dies  nicht richten. Insgesamt befinden sich die Verhandlungen aber auf einem  
guten Weg und wir werden dies gemeinsam schaffen. 
 
Schwierig sind immer die Großprojekte, denken wir an die geplante Höchstspannungsleitung 
von Wahle bei Vechelde nach Mecklar in Nordhessen oder an die Planung eines großen 
Golfresorts hier im Süden Braunschweigs oder an die umstrittene Ortsumgehung von Brome. 
Da ist es doch ein Erfolg, dass der Zweckverband solche Planungen immer professionell und 
rechtssicher begleitet hat. 
 
Die letzten Jahre haben die  Qualitäten des Zweckverbandes als Moderator insbesondere 
bei größeren Projekten bestätigt. Mehr denn je werden sich Verwaltung und Regionalpolitik 
bei den anstehenden Zukunftsfragen zusammenfinden und  noch enger abstimmen müssen. 
Nur so kann der Zweckverband Großraum Braunschweig geschlossen und selbstbewusst 
auftreten und die anstehende Regionaldebatte konstruktiv befruchten und daran partizipie-
ren.  
 
So gesehen gibt es für den Zweckverband durchaus gute Entwicklungschancen. Verwiesen 
sei hier auf die starken regionalen Verflechtungen aller Art. Daraus ergeben sich Notwendig-
keiten, bestimmte ortsübergreifende Aufgaben hier beim Zweckverband im regionalen Inte-
ressenausgleich zu bündeln. Viele wichtige Entscheidungsträger sind heute hier anwesend, 
lassen sie uns gemeinsam in regionaler Verantwortung auf die hiesigen Bedürfnisse zuge-
schnittene zukunftsfähige Lösungen erarbeiten.  
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Zur postfossilen Mobilität und ihre Bedeutung 
für die räumliche Entwicklung 
Prof. Dr. Ing. K.J. Klaus Beckmann 
Wissenschaftlicher Leiter und Geschäftsführer des  
Deutschen Instituts für Urbanistik, Berlin 
 
Das hochaktuelle Thema ist zu komplex als es im Rahmen eines solchen Symposiums aus-
reichend abgehandelt werden könnte, von daher bleibt nur ein kurzer kursorischer Einblick, 
der aber sehr wohl Rückschlüsse auf die Ausgangsfrage zulässt. 
 
„Postfossiler Verkehr“ sind Ortsveränderungen zur Sicherung der Teilhabe und Teilnahme 
der Menschen und der wirtschaftlichen Austauschprozesse „ohne“ bzw. „mit“ „reduziertem 
Einsatz“ fossiler Energieträger für den Antrieb von Fahrzeugen. Das Verständnis von „Post-
fossiler Mobilität“ verknüpft darüber hinausgehend Treibstoffe, Energie, Infrastruktur und 
Ortsveränderungen mit Lebensstilen und gesellschaftlicher Entwicklung. Damit ist eine Ver-
engung der Lösungsmenge auf „batteriebetriebene“ Personenkraftwagen nicht zulässig. 
 
Diese Thematik ist schon heute wegen des relativen Heranrückens des „Peak Oil“ und we-
gen der damit in Verbindung stehenden steigenden Energiekosten zu diskutieren. Außerdem 
gibt es enge Zusammenhänge zu den Anforderungen an Energieeffizienz und die lokale 
Emissionsfreiheit von Verkehrssystemen, an den Klimaschutz und die CO2-Emissionsreduk-
tionen auch im Verkehr sowie die Anforderungen an eine zukunftsfähige Verkehrs- und 
Siedlungsgestaltung. 
 
These 1: Die Stärkung und Ausgestaltung der „postfossilen Mobilität“ sind zum einen unab-
weisbares Erfordernis, zum anderen politisches Ziel (Deutschland als Leitanbieter und Leit-
markt für Elektrofahrzeuge). 
 
These 2: Der Weg zur „postfossilen Mobilität“ beruht notwendigerweise auf der Nutzung ei-
ner Reihe von Handlungsoptionen beim Umgang mit steigenden Energiekosten und bei der 
Reduktion der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern. 
 
These 3: Die Abhängigkeit von „postfossiler Mobilität“ und räumlicher Entwicklung kann rela-
tiv schwach sein, wenn batteriebetriebene Fahrzeuge oder Hybridfahrzeuge verbrennungs-
motorische Fahrzeuge im Prinzip nur 1 : 1 ersetzen. 
 
These 4: „Postfossile Mobilität“ und räumliche Entwicklungen können deutliche synergeti-
sche Effekte entfalten, wenn der verstärkte Einsatz elektromotorischer Antriebe als integraler 
Bestandteil städtischer und/oder regionaler Verkehrssysteme erfolgt und wenn die Hand-
lungsoptionen für eine zukunftsfähige Stadtentwicklung ausgeschöpft werden. 
 
These 5: Zur Förderung der Synergieeffekte und einer neuen „Balance“ in städtischen und 
regionalen Verkehrssystemen wie auch zwischen Raum- und Verkehrssystemen sind Rah-
menbedingungen zu nutzen wie demographische Veränderungen, wirtschaftsstrukturelle 
Gegebenheiten und Ziele, Klimaschutzanforderungen, Anforderungen der Flächensparsam-
keit und Flächenkreislaufwirtschaft sowie Re-Urbanisierung und die Renaissance der Städte. 
 
These 6: Die „Marktrelevanz“ der Elektrofahrzeuge wird hinsichtlich der Kurzfristigkeit von 
etwa einer Million Elektrofahrzeuge bis zum Jahr 2020 überschätzt. Die erfolgreiche Markter-
schließung setzt voraus eine Erschließung der Pioniernutzer, eine Adressierung von Flotten-
nutzern, eine Kooperation mit ÖV-Angeboten, eine Erschließung der E-Bikes o.ä., finanzielle 
Anreize und nicht-finanzielle Anreize wie Parkbevorrechtigung, Sondernutzung für Ladesäu-
len etc.. 
 
Fazit: Effekte auf Raumstrukturen sind nur langfristig bei flankierenden Maßnahmen wie fi-
nanziellen Anreizen sowie Ver- oder Gebote bezüglich des Betriebs von Elektrofahrzeugen 
zu erwarten!  
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Öffentliche und private Infrastruktur – 
alle wollen sie und niemand kann bezahlen! 
Prof. Dr. Axel Priebs 
Erster Verbandsrat, Region Hannover 
 
Infrastruktur ist ein weiter Begriff, zunächst die technische Infrastruktur, also kurz alles, was 
wir unter uns sehen, wie Straßen, Wege oder Leitungen aller Art. Es gibt natürlich auch die 
soziale Infrastruktur, die Bildungsinfrastruktur, die medizinische Infrastruktur oder die Ver-
sorgungsinfrastruktur, die sich als ein eigener umfassender Begriff verfestigt hat. 
 
Die Raumordnung soll nach § 2 Ziffer 3 Raumordnungsgesetz (ROG) die Versorgung mit 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit 
von Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgruppen, zur 
Sicherung von Chancengerechtigkeit in den Teilräumen in angemessener Weise gewähr-
leisten. Dieser umfassende Infrastrukturbegriff soll den folgenden Ausführungen zu Grunde 
liegen. 
 
Das Problem einer auch langfristig bezahlbaren Infrastruktur hat die Region Hannover er-
kannt und versucht in Verbindung mit dem Regionalen Raumordnungsprogramm über eine 
Flächenhaushaltspolitik Infrastrukturen nur dort zuzulassen bzw. sich entwickeln zu lassen, 
wo diese auch langfristig vertretbar erscheinen. 
 
Im Vordergrund stehen eine konzentrierte und kompakte Siedlungsentwicklung, Zentrale 
Orte als multifunktionale Versorgungsmittelpunkte und die Orientierung der Siedlungsent-
wicklung entlang der ÖPNV-Infrastruktur. 
 
Dabei sind Siedlungsentwicklung sowie die gesamte dazugehörige Infrastruktur als Einheit 
zu verstehen. Gleichzeitig sind Konzentrationen und Schwerpunktsetzungen erforderlich, da 
eine individuelle Vergrößerung der Siedlungsflächen überproportionale Kosten verursacht.  
 
Bei allen Planungen sind Reserven der Infrastruktur zu nutzen, die Folgekosten genau zu 
bewerten und mit einer demographischen Analyse abzugleichen. Letztlich sind Politik, Öf-
fentlichkeit, Verwaltung und Infrastrukturträger in die Überlegungen einzubeziehen. 
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Landschaftliche Qualität und Attraktivität als 
Determinanten der Wohnortwahl 
Dipl. Ing. Jens Palandt 
Erster Verbandsrat des ZGB (seit 01.09.2010) 
 
 
Der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung vom 25.08.2010 ist zu entnehmen, dass Betriebe 
einen Fachkräftemangel beklagen. Was hat das mit o.g. Thema zu tun? Sehr viel, denn 
Fachkräftemangel hat neben dem Mangel selbst auch etwas mit Standortwettbewerb von 
Städten und Regionen zu tun.  
 
Landschafts- und Freiraumschutz ist ein wichtiger Baustein einer auf das Gemeinwohl aus-
gerichteten Standortpolitik, die den Menschen vor Ort und den Unternehmen dient, die sich 
im globalen Wettbewerb um gut ausgebildete Fachkräfte befinden. Im Großraum Braun-
schweig gibt es vielfältige typische, klein- und großräumige Landschaften, die es vor diesem 
Hintergrund unbedingt zu schützen gilt. Die Attraktivität des Wohnumfeldes wird maßgeblich 
durch die die Siedlungskörper umgebende Landschaftsqualität bestimmt. 
 
Die größten Gefahren für den Verlust oder die Beeinträchtigung von Landschaft resultieren 
derzeit aus weiterer Zersiedlung und dem Aus- und Neubau von technischen Infrastrukturen 
und Anlagen (z.B. Höchstspannungsleitungen, Windenergie- und Photovoltaik-Anlagen etc.). 
Der Erhalt attraktiver Landschaft kann nur gelingen, wenn die zur Verfügung stehenden In-
strumente zur Anwendung kommen – und wenn Bauleitplanung, Fach- und Regionalplanung 
(Hand in Hand) zusammenarbeiten. 
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Ein Blick darüber hinaus ... 
Dipl. Geogr. Ulrich Kegel 
Erster Verbandsrat des ZGB (bis 31.08.2010) 
 
 
Ausgehend von den Ergebnissen bzw. Leitbildern, die 2003 im Rahmen des großen stadtre-
gionalen Forschungsprojekt „STADT+UM+LAND 2030“ vom Bundesbildungsministerium 
gefördert und unter Leitung des Zweckverbandes Großraum Braunschweig entwickelt wur-
den, besteht heute die Gelegenheit, Prognostiziertes und tatsächlich Eingetretenes ver-
gleichsweise zu bilanzieren. Eine solche Bilanz bietet die Möglichkeit, zukünftige Entwicklun-
gen genauer einschätzen zu können bzw. erkennbare Entwicklungslinien zu justieren oder 
zu korrigieren.  
 
Solche Beobachtungen und Einschätzungen können dann in die Fortschreibung des Regio-
nalen Raumordnungsprogramms einfließen und tragen dazu bei, dieses zukunftssicherer 
auszuformen. Abstrakte Entwicklungsziele hinsichtlich ihrer Qualität an der Empirie gemes-
sen zeigen mittel- und langfristig mehr Wirkung, als dies mit allgemeingültigen Leitbildern der 
Fall ist.  
 
Bezogen auf den demographischen Wandel schreitet dieser wie nachzuweisen ist deutlich 
schneller und intensiver voran, als bisher prognostiziert. In einigen Gemeinden des Ver-
bandsgebietes sind die (negativen) Prognosewerte für das Jahr 2030 schon heute erreicht 
bzw. sogar unterschritten. Die vermeintlich pessimistische Prognose aus dem Jahr 2003 
entpuppt sich als viel zu optimistische Variante gegenüber der heute gegebenen Realität. 
 
Vor diesem Hintergrund gilt es, mit mehr interkommunaler oder regionaler Kooperation die 
Zukunftsaufgaben zu bewältigen. Dazu gehört, die Regionalisierungsdiskussion voranzu-
bringen, interkommunale Divergenzen abzubauen, einen regionalen Interessenausgleich 
herzustellen und dabei die innerregionalen Verflechtungen zu beachten. 
 
Die Zukunft der Region liegt in einer international aufgestellten Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftspolitik, in mehr Zusammenarbeit und Kooperation insbesondere im öffentlichen Be-
reich, in einem gezielten innerregionalen Interessenausgleich von Nutzen und Lasten. Au-
ßerdem ist eine grundlegende Reform der Kommunalfinanzen unabweisbar. Dabei geht es 
nicht um das Quartier, um mein Dorf, um meine Stadt, sondern um unser ALLER-OKER-
LAND, der Region „Großraum Braunschweig“. 
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Statements der in der Verbandsversammlung 
vertretenen Fraktionen (Auszüge) 
 
Reinhard Manlik, CDU-Fraktion 
 
„... Es ist schon heute extrem schwierig, den öffentlichen Personennahverkehr in bezahlbare 
Dimensionen zu bringen. Die individuelle Mobilität ist ein Grundbedürfnis des Menschen. 
Wenn wir uns den ÖPNV in Richtung der kleinen nichtzentralen Orte nicht mehr leisten kön-
nen, dann wird die individuelle Mobilität weiter zunehmen. Die Elektromobilität hat nur eine 
Chance in den größeren Städten, nicht in der Fläche. Die individuelle Mobilität direkt oder 
indirekt einzuschränken ist höchst unsozial. ...  
 
Die Planungsverwaltung hat es leicht, die systemaren Zusammenhänge darzustellen und zu 
sagen, das und das müssten wir machen. Die Politik wiederum soll dies dann umsetzen, 
wobei sich eine Schere zwischen „sollen“ und „können“ auftut. Wenn es gelingt, die Man-
datsträger  ein wenig losgelöst von der lokalen Einbindung Entscheidungen treffen zu lassen, 
die auf der Grundlage des Wissens der Planungsverwaltung durchgeführt werden sollen, 
dann kommen wir in der Region insgesamt voran. Die bisherige Arbeitsweise des Zweckver-
bandes gerade im Planungsbereich zeichnet sich dadurch aus, dass immer ein Konsens zwi-
schen Verwaltung und Politik gesucht wurde, obwohl schwierigste Themen zu beraten wa-
ren.  
 
So gesehen kann der Zweckverband tatsächlich eine Klammer bilden, die es gilt zu pflegen. 
Auf dieser Basis ist die Region zusammenzuführen und damit kann unserer Heimat eine 
Zukunft geben werden. ...“ 
 
 
Wolfgang Schneider, SPD-Fraktion 
 
„... Die Themen, die in diesem Symposium behandelt wurden, sind in unseren Gremien zu 
vertiefen. Insofern ist diese Veranstaltung der Startpunkt für weiterführende und tiefgreifende 
Diskussionen und Entscheidungen. ...  
 
Der Verbandsdirektor hat in seinem Beitrag deutlich gemacht, dass der Zweckverband eine 
gute und tragbare Institution in der Region ist und dass sie ausbaufähig erscheint. Der bishe-
rige Erste Verbandsrat hat in der Presse betont, dass die Region hervorragende analytische 
Fähigkeiten besitze, es aber selten gelänge, gemeinsam und Partei übergreifend die richti-
gen Konsequenzen zu ziehen bzw. die notwendigen Entscheidungen herbeizuführen. Das 
liegt sicher auch in den hier in der Region vorherrschenden sehr differenzierten Zuständig-
keiten.  
 
Von daher ist es gut, dass sich die SPD-Landtagsfraktion diesem Thema gewidmet hat, um 
mit einer Gesetzesinitiative zu prüfen, welche Aufgabenerweiterungen für den Zweckverband 
denn notwendig sind. Bei dieser Diskussion sind natürlich die Gebietskörperschaften mit 
einzubeziehen. 
 
Festzustellen ist, dass ein sich änderndes Mobilitätsverhalten erheblichen Einfluss nicht nur 
auf die Verkehrs- sondern auch auf die Regionalplanung haben wird. Dabei darf das Stich-
wort RegioStadtBahn nicht fehlen. Sie passt ausgezeichnet in das Bild eines sich ändernden 
Mobilitätsverhaltens. Dieses System ist ein attraktives, zukunftsorientiertes und umwelt-
freundlichen Schienen gebundenes Verkehrsmittel, das die Städte und damit auch die Men-
schen in unserer Region besser als bisher miteinander zu verbinden vermag.  
 
Festzustellen ist auch, dass die Kernaussagen der hier vorgetragenen Referate nach Dis-
kussion in unseren Gremien zu entsprechenden Änderungen und Anpassungen des Regio-
nalen Raumordnungsprogramms für den Großraum Braunschweig führen werden. ...“
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Elke Kentner, Bündnis 90/DIE GRÜNEN 

„... Es gibt wegen der genannten Veränderungen einen Trend zurück in die Städte, ein Trend 
gegen das Wohnen in der schönen Umgebung weit draußen. Der damit einhergehende de-
mographische Wandel macht deutlich, dass auf dem Land liegende Einfamilienhäuser ver-
kauft und die zentral gelegenen Wohnungen mit den besseren Servicemöglichkeiten aufge-
sucht werden. Das betreute Wohnen an Stelle des Einzelhandels irgendwo auf dem Dorf 
kann nicht die Lösung sein. Das ganze führt zu Leerständen bzw. zu einem Wertverlust sol-
cher peripher gelegenen Immobilien. Wir haben es in den letzten Jahrzehnten mit einer Zer-
siedlung der Landschaft zu tun gehabt, die ihresgleichen sucht und nicht mehr finanzierbar 
erscheint.  

Es ist leider so, dass bisher nur sehr wenige Kommunen die Steuerung der Nutzung von 
Baulücken bzw. Wiedernutzung verfallener Altbauen als ihre Aufgabe begreifen. In dem 
Projekt „STADT+UM+LAND 2030“ steht eigentlich schon alles drin, was für die zukünftige 
Entwicklung im Großraum Braunschweig von Bedeutung ist. Es wurde in den Vorträgen be-
reits darauf hingewiesen, dass die konkrete Umsetzung noch zu wünschen übrig lässt.  

Ein Leitbild aus diesem Projekt lautet: Wir planen und entwickeln interkommunal im Sinne 
des regionalen Gemeinwohls und unterlassen das Kirchturmdenken. Dafür betreiben wir 
gemeinsam eine verpflichtende Raumplanung und stimmen Flächenausweisungen und Nut-
zungen auf freiwilliger Basis interkommunal ab. Dies geschieht in der Praxis leider viel zu 
selten.  

Insgesamt kann man zu der Überlegung kommen, ob wir nicht doch den Zusammenschluss 
zu größeren Verwaltungseinheiten brauchen. Der von der SPD-Landtagsfraktion vorgelegte 
Gesetzentwurf zur Aufgabenübertragung an den Zweckverband ist ein ziemlicher Schnell-
schuss, der jedoch hoffen lässt, dass Bewegung in die Diskussion kommt und dass die Aus-
einandersetzung ernsthaft und zielführend stattfindet. 

Angesichts seines heutigen Aufgabenspektrums ist der Zweckverband besonders geeignet, 
den anstehenden Diskurs zur Regionsreform zu moderieren. Ob und wenn ja, welche Aufga-
ben dabei dem Verband übertragen werden, sollte wegen des offenen Diskurses jetzt noch 
nicht entschieden werden. Es bleibt festzuhalten, dass jede Region nur so gut ist wie der 
Wille ihrer Akteure zur konstruktiven Zusammenarbeit! ...“  

 
Adolf Bannier, FDP-Fraktion 
 
„... Der bisherige Erste Verbandsrat Ulrich Kegel wird wegen seiner Kompetenz, seines aus-
geprägten Fachwissens und wegen seiner ausgleichenden Wirkung der Region fehlen, mir 
auch.  
 
Was die heutigen Fachvorträge betrifft, werden diese noch in den Verbandsgremien zu dis-
kutieren sein, nur soviel: Es werden keine neuen Wege benötigt, vielmehr geht es darum, 
diese Wege zu erhalten und den Bedürfnissen der Zukunft anzupassen.  
 
Bei einem Rückblick auf die früheren Programmversionen ist bereits auf die heutigen The-
menfelder verwiesen worden, die jetzt wieder aktuell sind. Insofern können diese aktuellen 
Themen problemlos in diese weitsichtige Programmstruktur eingefügt werden.  
 
Was die Regionsdebatte betrifft ist die Freiwilligkeit, die uns bisher ausgezeichnet hat, der 
allein Erfolg versprechende Weg. Dabei sollen wir uns nicht scheuen auch in Richtung Han-
nover deutlich zu artikulieren, wohin wir uns gern bewegen würden. Der Verband hat, so der 
Verbandsdirektor, sich dadurch ausgezeichnet, in den meisten Fällen mit einer Zunge zu 
reden. Hoffentlich gelingt uns das hier auch, die Region hätte es verdient und wir etwas ge-
schafft, was  die Region deutlich voranbringen könnte. ...“ 
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von links: Jens Palandt, Hennig Brandes, Helmut Kuhlmann, Ulrich Kegel 
 
 

 
 
Am Ende seiner Dienstzeit: Ulrich Kegel am 26.08.2010 im Congresssaal, Stadthalle 
Braunschweig 
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Schluss jetzt! 
Verabschiedung des Ersten Verbandsrates Ulrich Kegel  
Helmut Kuhlmann, Vorsitzender der Verbandsversammlung 
 
„Meine sehr verehrten Damen und Herren, „Schluss jetzt!“ diese beiden etwas harschen 
Worte, die den letzten Tagesordnungspunkt einleiten sollen, stammen nicht von mir sondern 
von Herrn Kegel höchst persönlich. Er sagt das, als wollte er uns zurufen: also es ist genug, 
ich gehe jetzt! Gleichzeitig hat er uns aber mit dieser Veranstaltung gleich Diskussionsstoff 
für die nächsten 20 Jahre hinterlassen!  
 
Die damalige Entscheidung, das ist heute ja schon mehrfach durchgedrungen, Herrn Ulrich 
Kegel in dieses Amt zu wählen, war eine gute Entscheidung. Herr Kegel hat dies in den gut 
18 Jahren jeden Tag unter Beweis gestellt. Er hat sich wegen seiner menschlichen Integrität, 
seiner fachlichen Kompetenz, seiner Verlässlichkeit Respekt und Anerkennung bei allen Mit-
gliedern der Verbandsversammlung aber auch bei vielen anderen Organisationen und den 
unmittelbaren Mitarbeitern erworben.  
 
Er hat in den 18 Jahren beim Zweckverband Großraum Braunschweig mehr als 4.500 Über-
stunden geleistet und sie auch nie abgebummelt. Das entspricht einer Arbeitszeit von etwa 
zwei Mannjahren! Er hat in dieser Zeit lediglich an drei Tagen aus gesundheitlichen Gründen 
gefehlt, an zwei Tagen in 1997 und an einem Tag in 2008. Er war also immer präsent, auch 
als Person mit seinem ganzen Wissen und seiner Leidenschaft für diesen Beruf.  
 
Es gäbe viele berufliche Meilensteine zu nennen, dies würde aber zu weit führen. Es war 
schon gut, wie er uns dazu gebracht hat, an den verschiedenen Forschungswettbewerben 
wie „Regionen der Zukunft“ oder „STADT+UM+LAND 2030“ teilzunehmen, Wettbewerbe, 
deren Ergebnisse die Arbeit des Zweckverbandes entscheidend vorangebrachten haben. 
 
Er hat über 80 Sitzungen des Regionalplanungsausschusses vorbereitet und dabei mehr als 
260 Beratungsvorlagen maßgeblich ausgearbeitet und abgestimmt, eine unglaubliche Arbeit 
und jeder, der die Materie kennt, weiß, was dahinter steckt. Darüber hinaus war er noch in 
einer Reihe von überregionalen Arbeitskreisen vertreten und hat sich dort für den Verband 
eingesetzt bzw. konnte die dort erarbeiteten Erkenntnisse in die Verbandsarbeit einfließen 
lassen.  
 
Es ist also kein Wunder, dass Herr Kegel bei einem solchen Engagement sofort bereit war, 
nach Überschreiten der Altersgrenze Ende Juni diesen Jahres seine aktive Arbeitszeit beim 
Zweckverband um zwei Monate zu verlängern. So konnte sein Nachfolger Herr Palandt gut 
eingeführt werden, was nach dem heutigen Vortrag auch offenkundig gelungen ist.  
 
Herr Kegel ist 37 Jahre hier in der Region für die Region tätig gewesen. Der Zweckverband 
Großraum Braunschweig, die Städte, die Landkreise, die Gemeinden sowie alle Institutionen, 
mit denen er zu tun hatte, haben allen Grund, ihm herzlich zu danken. Er ist mit allen Kolle-
gen im Haus gut ausgekommen, war immer hilfsbereit, war freundlich, alles Kriterien, die an 
einem solchen Tag auch einmal erwähnt werden dürfen, Gründe also, dass wir Herrn Kegel 
vermissen werden, wenn er jetzt in den nächsten Lebensabschnitt wechselt.  
 
Unsere besten Wünsche begleiten Herrn Kegel und seine Familie in diesen neuen Lebens-
abschnitt, danke für alles, danke für den heutigen Tag, den Blick in die nächsten 20 Jahre. 
Ich muss jetzt Herrn Kegel die Versetzungsurkunde in den Ruhestand aushändigen, ich tue 
dies nicht gern, er hat es aber verdient!“ 
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